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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Regierungsentwurf für ein Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden 
Investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz) beschlossen 

Das Bundeskabinett hat am 16. August 2023 den Regierungsentwurf für ein 
Zukunftsfinanzierungsgesetz beschlossen. 

Den Beitrag finden Sie hier. 

 

BMF: Ertragsteuerliche Beurteilung der betrieblichen und beruflichen 
Betätigung in der häuslichen Wohnung (häusliches Arbeitszimmer und sog. 
Homeoffice-Pauschale) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 17. August 2023 ein 
Schreiben zur Neuregelung des § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b und 6c EStG in 
der Fassung des Jahressteuergesetzes 2022 veröffentlicht. 

Hintergrund 

Die ertragsteuerliche Berücksichtigung der betrieblichen und beruflichen 
Betätigung in der häuslichen Wohnung nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b und 
6c, § 9 Absatz 5 Satz 1 und § 10 Absatz 1 Nummer 7 Satz 4 EStG wurde durch 
das Jahressteuergesetz 2022 (JStG 2022) vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 
2294, BStBl I 2023 S. 7) neu geregelt.  

Die Neuregelung setzt auf dem bisherigen Begriffsverständnis auf. Die Begriffe 
des häuslichen Arbeitszimmers und des Mittelpunktes der gesamten betrieblichen 
und beruflichen Betätigung im Sinne des 
§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b EStG in der Fassung des JStG 2022 (a. a. O.) 
entsprechen den bisher geltenden Begriffen gemäß der zuvor geltenden 
Rechtslage. Die Begriffe werden insoweit unverändert auch in diesem Schreiben 
verwendet. 

Inhalt des Schreibens 

I. Abzug der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 

1. Grundsatz 
2. Anwendungsbereich der gesetzlichen Regelung 
3. Begriff des häuslichen Arbeitszimmers 
4. Betroffene Aufwendungen 
5. Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung 
6. Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers zur Erzielung 

unterschiedlicher Einkünfte 
7. Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers durch mehrere 

Steuerpflichtige 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/238998/regierungsentwurf-fuer-ein-gesetz-zur-finanzierung-von-zukunftssichernden-investitionen-zukunftsfinanzierungsgesetz-beschlossen/
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8. Nicht ganzjährige Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers als 
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung 

9. Nutzung eines häuslichen Arbeitszimmers in Zeiten der 
Nichtbeschäftigung 

10. Vermietung eines häuslichen Arbeitszimmers 
11. Besondere Aufzeichnungspflichten 

II. Abzug der Tagespauschale 

1. Grundsatz 
2. Für die betriebliche oder berufliche Betätigung steht dauerhaft kein 

anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
3. Doppelte Haushaltsführung 
4. Verhältnis zum Abzug von Aufwendungen für ein häusliches 

Arbeitszimmer oder der Jahrespauschale 
5. Besondere Aufzeichnungspflichten 

III. Nutzung der häuslichen Wohnung für Ausbildungszwecke 

Anwendung 

Die Neuregelung ist für nach dem 31. Dezember 2022 in der häuslichen 
Wohnung ausgeübte Tätigkeiten anzuwenden (§ 52 
Absatz 6 Satz 12 EStG). Das BMF-Schreiben vom 6. Oktober 2017 (BStBl I S. 
1320) ist für die zuvor geltende Rechtslage weiterhin anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 15. August 2023, IV C 6 - S 2145/19/10006 :027.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2023-08-17-ertragsteuerliche-beurteilung-der-betrieblichen-und-beruflichen-betaetigung-in-der-haeuslichen-wohnung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 24. August 2023 

 
 
Findet der Ausfall der Regressforderung aus einer stehen 
gelassenen Bürgschaft im Rahmen des § 17 Abs. 1, 4 EStG 
(Übergangsregelung nach Maßgabe des Senatsurteils vom 
11.07.2017 - IX R 36/15, BFHE 258, 427, BStBl II 2019, 208) keine 
Berücksichtigung, weil der gemeine Wert der Forderung im 
Zeitpunkt des Stehenlassens mit 0 € zu bewerten ist, steht § 20 
Abs. 8 EStG einer Berücksichtigung der Forderung mit ihrem nicht 
werthaltigen Teil (Nennwert) nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, 
Abs. 4 EStG nicht entgegen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Die umsatzsteuerrechtlichen Kriterien für die Einordnung eines 
Aufsichtsratsmitglieds als Unternehmer gemäß § 2 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes sind für die ertragsteuerrechtliche 
Zurechnung von Einkünften im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG 
nicht maßgeblich. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die fehlende Insolvenzsicherung und das damit einhergehende 
Risiko des (Wert-)Verlusts eines vom Arbeitgeber nicht erfüllten 
Lohnanspruchs führen nicht zum Zufluss von Arbeitslohn. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil IX R 2/22: 
Berücksichtigung des 
Verlusts aus einer 
stehen gelassenen 
Gesellschafter-
bürgschaft nach § 20 
Abs. 2 EStG 
 
 
 
 
20. Juni 2023 
 

Beschluss VIII B 
72/22: Zurechnung 
von Einkünften eines 
Aufsichtsratsmitglieds 
gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 
3 EStG 
 
 
 
 
 
8. August 2023 
 

 

 
Urteil VI R 28/21: Kein 
Zufluss von 
Arbeitslohn wegen 
fehlender Insolvenz-
sicherung des 
Arbeitslohnanspruchs 
 
 
 
 
 
28. Juni 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310159/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350135/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350139/


5 

Rechtsprechung im Blog 
 

Kein Abgeltungsteuertarif bei Gesellschafterfremdfinanzierung einer im 
Ausland ansässigen Kapitalgesellschaft 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Beschluss entschieden, dass 
Zinsen aus Darlehen eines Steuerpflichtigen an eine ausländische 
Kapitalgesellschaft, an der er mittelbar zu mindestens 10 % beteiligt ist, nach der 
bis zum Jahressteuergesetz (JStG) 2020 geltenden Rechtslage mit dem 
regulären progressiven Steuersatz des § 32a des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) zu besteuern sind. 
Sachverhalt 
Im Streitfall gewährte der Kläger Darlehen an eine niederländische 
Kapitalgesellschaft, an der er mittelbar über eine weitere niederländische 
Kapitalgesellschaft als Alleingesellschafter beteiligt war. Die hieraus erzielten 
Darlehenszinsen in Höhe von rund 400.000 € erklärte er in seiner 
Einkommensteuererklärung als dem Sonder-Steuertarif des § 32d Abs. 1 EStG 
(Steuersatz 25 %) unterliegende Kapitalerträge. Das Finanzamt unterwarf die 
Zinsen dagegen der höheren tariflichen Einkommensteuer unter Hinweis auf § 
32d Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 Buchst. b EStG. Nach dieser Vorschrift findet der 
gesonderte Steuertarif des § 32d Abs. 1 EStG keine Anwendung bei bestimmten 
Kapitalerträgen, die von einer Kapitalgesellschaft an einen Anteilseigner gezahlt 
werden, der zu mindestens 10 % an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist. Das 
Gleiche gilt, wenn der Gläubiger der Kapitalerträge eine dem Anteilseigner 
nahestehende Person ist. 
Das Finanzgericht Düsseldorf bestätigte die Auffassung des Finanzamts. 
Entscheidung des BFH 
Die dagegen erhobene Revision wies der BFH zurück. 
Der BFH bejahte das erforderliche Näheverhältnis des Klägers zu der 
Anteilseigner-Kapitalgesellschaft, weil er aufgrund seiner Beteiligung als 
Alleingesellschafter deren Einflussmöglichkeiten auf Ebene der Schuldner-
Kapitalgesellschaft beherrschte. Anhaltspunkte dafür, die Anwendung des § 32d 
Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 Buchst. b EStG über den Wortlaut hinaus auf reine 
Inlandssachverhalte zu beschränken, sah der BFH aber nicht. Der Gesetzgeber 
habe erst mit dem JStG 2020 neu geregelt, dass der Ausschluss des gesonderten 
Steuertarifs nur für solche Kapitalerträge aus Gesellschafterforderungen 
gegenüber der Schuldner-Kapitalgesellschaft gelte, die auf Seiten der 
Gesellschaft zu entsprechenden inländischen Betriebsausgaben führten. 
Der BFH sah auch keinen Verstoß gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz 
aus Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes, weil Kapitalerträge, die von einer 
inländischen Kapitalgesellschaft an einen Anteilseigner oder an eine diesem 
nahestehende Person gezahlt würden, unter denselben Voraussetzungen wie im 
Streitfall tariflich zu besteuern seien. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 27. Juni 2023 (VIII R 15/21), veröffentlicht am 13. Juli 2023, 
vgl. die Pressemitteilung 034/23. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310157/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-abgeltungsteuertarif-bei-gesellschafterfremdfinanzierung-einer-im-ausland-ansaessigen-kapitalgesellschaft/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/238991/no-flat-rate-taxation-in-case-of-shareholder-debt-financing-of-foreign-resident-corporation/
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Gesetzeslücke bei der Schenkungsteuer ermöglicht steuerfreie 
Wertverschiebungen 
Das Finanzgericht Hamburg hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass die 
disquotale Einlage in die ungebundene Kapitalrücklage einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) keinen schenkungsteuerpflichtigen 
Vorgang darstellt. 
Sachverhalt 
Der Kläger und sein Vater gründeten eine KGaA. Das Grundkapital wurde 
vollständig vom Vater des Klägers als alleinigem Kommanditaktionär 
übernommen. Der Kläger leistete als persönlich haftender Gesellschafter (phG) 
eine Vermögenseinlage in die KGaA. Nach der Satzung der KGaA sind die 
Gesellschafter im Verhältnis ihrer Kapitalkonten zum Gesamtkapital, das sich aus 
dem Grundkapital und der Vermögenseinlage zusammensetzt, am Gewinn und 
an den Rücklagen der KGaA beteiligt. Vorliegend betrug das Verhältnis 90% zu 
10% zugunsten des Klägers. 
Kurz nach der Eintragung der KGaA erbrachte der Vater eine Einlage in 
mehrstelliger Millionenhöhe in eine ungebundene Kapitalrücklage der KGaA, die 
nach der Satzung nicht zu den Kapitalkonten zählt (disquotale Einlage). 
Das Finanzamt sah darin einen schenkungsteuerpflichtigen Vorgang gemäß § 7 
Abs. 8 Satz 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG), 
erließ einen entsprechenden Schenkungsteuerbescheid gegenüber dem Kläger 
und wies seinen Einspruch als unbegründet zurück. 
Richterliche Entscheidung 
Die dagegen erhobene Klage war erfolgreich. 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Hamburg ist der vom Finanzamt herangezogene 
Schenkungsteuertatbestand nicht erfüllt. 
Nach § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG gilt als Schenkung unter Lebenden auch die 
Werterhöhung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft, die eine an der 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligte natürliche Person oder Stiftung 
(Bedachte) durch die Leistung einer anderen Person (Zuwendender) an die 
Gesellschaft erlangt. Diese Voraussetzungen hält das Gericht nicht für gegeben. 
Bei der KGaA handele es sich zwar um eine Kapitalgesellschaft. Auch habe sich 
der Wert der Beteiligung des Klägers durch die disquotale Einlage des Vaters 
erhöht. Jedoch sei die Beteiligung des Klägers, weil er nicht an dem Grundkapital 
der KGaA beteiligt sei, kein „Anteil an einer Kapitalgesellschaft“ im Sinne des 
Gesetzes. Das ErbStG habe in § 13a und § 13b bereits vor Einführung von § 7 
Abs. 8 ErbStG zwischen dem Anteil eines pHG an einer KGaA einerseits und 
dem Anteil an einer Kapitalgesellschaft andererseits unterschieden. Dieselbe 
Unterscheidung liege auch Vorschriften des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
und des steuerrechtlichen Bewertungsgesetzes (BewG) zu Grunde. 
Das Gericht hält im Übrigen weder einen anderen Schenkungsteuertatbestand für 
erfüllt - nicht § 7 Abs. 6 ErbStG (übermäßige Gewinnbeteiligung bei einer 
Personengesellschaft) und nicht den Grundtatbestand in § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG 
- noch sieht es einen Gestaltungsmissbrauch im Sinne des § 42 der 
Abgabenordnung (AO). 
Dem Gericht ist dabei bewusst gewesen, dass der Gesetzgeber mit der Vorschrift 
des § 7 Abs. 8 ErbStG die Besteuerungslücken in Fällen disquotaler Einlagen 
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ZUM SEMINAR 

habe schließen wollen. Im Gesetz sei aber eine - vom Kläger genutzte - Lücke 
verblieben. Sie zu schließen, liege außerhalb der Kompetenz der 
Finanzverwaltung und -gerichte, sondern sei dem Gesetzgeber vorbehalten. 
Gegen das Urteil ist Revision eingelegt worden. 
Fundstelle 
Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 11. Juli 2023 (3 K 188/21); die Revision ist 
beim BFH unter dem Az. II R 23/23 anhängig, vgl. die Pressemitteilung 2/2023 
vom 23. August 2023. 
 

Business Meldungen 
 
PwC Transfer Pricing Roadshow 2023 
  
Wussten Sie schon? Bei unserer Transfer Pricing Roadshow erhalten Sie die 
Gelegenheit, sich umfassend über die neuesten Entwicklungen im Bereich der 
Verrechnungspreise zu informieren - dringendes Handeln erfordern z.B. die 
neuen Verwaltungsgrundsätze 2023. Diese und weitere Themen stellen wir 
ausführlich dar und diskutieren sie zusammen mit unseren Gästen sowie 
Vertretern aus der Finanzverwaltung und Industrie. Zudem ermöglichen wir Ihnen 
an ausgewählten Standorten einen Austausch mit den Transfer Pricing Kollegen 
aus Afrika. 
 
Die Roadshow findet bundesweit im Zeitraum vom 07.09 bis zum 17.10.2023 in 
sechs verschiedenen Städten statt. Sicherlich auch in Ihrer Nähe. 
Seien Sie dabei! Über folgenden Link können Sie sich ganz einfach 
anmelden: https://www.pwc-events.com/transfer-pricing-roadshow 
 

Terminplaner 
  
Forum Familienunternehmen und 
Mittelstand 2023 
Verschiedene Standorte, 13.9. bis 
21.9.2023 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/Forum-FuM-2023
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/JURE230053235/part/L
https://www.pwc-events.com/transfer-pricing-roadshow
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2023 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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